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Liebe Leserin, lieber Leser,

„Die GdL nervt ganz Deutsch-
land“, so der O-Ton unseres
SPD-Fraktionsvorsitzenden
Thomas Oppermann am Mitt-
woch. Das werden viele be-
troffene Bahnreisende, Pend-
lerInnen und auch die nicht-
streikenden ArbeitnehmerIn-
nen der Bahn so oder so ähn-
lich sehen. Auch unsere SPD
-Fraktion musste das Plan-
spiel Zukunftsdialog verschie-
ben, aber das ist ein verhält-
nismäßig kleines Problem.

In den letzten Wochen habe
ich nicht nur bei der Jubi-
larehrung der Duisburger
EVG über die Tarifeinheit dis-
kutiert, sondern auch in vie-
len Bürgergesprächen. Natür-
lich sind Streikrecht und Koa-
litionsfreiheit hohe Gü-
ter. Und natürlich müssen
Lokführer angemessen be-
zahlt werden. Jeder soll auch
für bessere Arbeitsbedingun-
gen und Löhne streiten und
streiken können. Das ist kei-
ne Frage, sondern eine klare
Sache für uns als SPD.

Als langjährige Gewerkschaf-
terin mit Streikerfah-
rung weiß ich aber auch,
dass man irgendwann wieder
an den Verhandlungstisch
muss. Das scheint die GdL

ren Pflege beispielsweise sol-
len bis zu 45.000 zusätzliche
Betreuungskräfte zum Ein-
satz kommen. Wenn man als
Oppositionspolitikerin im Ge-
sundheitsausschuss vier Jah-
re lang schwarz-gelbe Ge-
sundheitspolitik mitansehen
musste, freut man sich über
diese Schritte umso mehr.
Die Pflegenden und die Pfle-
gebedürftigen haben lange
genug auf diese Verbesserun-
gen warten müssen. Unsere
Pflegereform ist nicht nur vom
Volumen her die größte seit
der Einführung der Pflegever-
sicherung. Wir stellen auch
endlich die Pflegenden und ih-
re Bedürfnisse in den Mittel-
punkt der Beurteilung von
Pflegebedürftigkeit. Gut so.

Wer den morgigen Samstag
noch nicht verplant hat: Um
10.30 Uhr startet die Duisbur-
ger Impulse-Veranstaltung
„Stabile Finanzen, hand-
lungsfähiger Staat“ im AWO-
Seniorenzentrum Lene Reklat
in Rheinhausen. Gastredner
ist unser stellv. SPD-
Fraktionsvorsitzender Cars-
ten Schneider (s. Seite 3).

Herzliche Grüße

Bärbel Bas

anders zu sehen oder wie es
Thomas Oppermann sagt:
„Die GdL missbraucht das
Streikrecht für ihre Organisa-
tionsinteressen und die
Macht der Funktionäre.“

Am 3. Dezember wird Andrea
Nahles ihren Entwurf für ein
Tarifeinheitsgesetz ins Kabi-
nett einbringen. Der Entwurf
sieht vor, das Mehrheitsprin-
zip wieder stärker in der Tarif-
landschaft zu verankern.
Wichtig ist: Die SPD ändert
weder das Streikrecht noch
die Koalitionsfreiheit. Kleine
Gewerkschaften können auch
weiterhin für ihre Interessen
eintreten. Im Konfliktfall sol-
len sich konkurrierende Ge-
werkschaften aber zum Woh-
le der gesamten Belegschaft
eines Betriebes einigen. Nur
wenn dies nicht gelingt, soll
der Tarifvertrag der Gewerk-
schaft mit den meisten Mit-
gliedern im Betrieb zur An-
wendung kommen. Wenn je-
der für sich selbst kämpft, ist
eben nicht allen gedient. Im
Gegenteil.

Ein erfolgreiches Beispiel für
einen gemeinsamen Kampf
ist die Verabschiedung der
Pflegereform. Ab 1. Januar
2015 werden wir die Leistun-
gen um 2,4 Milliarden Euro
ausweiten. Bei der stationä-
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Neues aus Berlin

Stichwort: Sterbehilfe

Am 13. November wird der
Deutsche Bundestag eine so
genannte Orientierungsde-
batte zur Sterbehilfe führen.
Dabei werden die Fraktionen
keinen Gesetzesentwurf be-
raten. Es geht uns Abgeord-
neten zunächst einmal da-
rum, dass wir uns ein Bild
von der Lage machen und
uns offen über unsere Ein-
stellung zum Leben und zum
Tod austauschen. Für die
dann folgenden 12 Monate
haben wir uns vorgenommen,
die Frage, ob und wie die
Sterbehilfe in Deutschland
durch den Staat normiert wer-
den soll, zu entscheiden.

Selbstmord ist in Deutschland
nicht strafbar. Gleiches gilt für
die Beihilfe zum Selbstmord.
Allerdings muss man zwi-
schen verschiedenen Art der
Sterbehilfe unterscheiden
und bei den rechtlichen Kon-
sequenzen gibt es zwischen
Zivilrecht, Strafrecht und Be-
rufsrecht unterschiedliche
Grenzen. Das Straf-, und Zi-
vilrecht kann der Gesetzge-
ber direkt ändern. Für das
Berufsrecht kann er nur Vor-
gaben machen, die von den
jeweiligen Kammern umzu-
setzen sind.

Die passive Sterbehilfe, das
Sterbenlassen durch Verzicht
oder Abbruch von lebensver-
längernden Leistungen, ist si-
cher die verbreitetste Form
der Sterbehilfe. Sie ist ethisch
gesehen eine Änderung des
Therapieziels, indem man
von Heilung zur Behandlung
von Symptomen übergeht.

Unter Palliativmedizin ver-
steht man die Behandlung
von Schmerz- und Angstzu-
ständen im Sterbeprozess.
Der Tod wird nicht herbeige-
führt, er wird nur zugelassen.
Dabei wird in Kauf genom-
men, dass etwa eine hoch
dosierte Schmerzlinderung
auch die Lebenserwartung
verkürzen kann. Häufig
spricht man von einer palliati-
ven Sedierung, wenn den
Sterbenden ihre unerträgli-
chen Schmerzen durch Medi-
kamente genommen werden.

In den vergangenen 25 Jah-
ren hat sich zudem eine sehr
heterogene Hospizszene ent-
wickelt. Hospize nehmen
Sterbende für die letzten Wo-
chen ihres Lebens auf, um
ihnen neben palliativmedizini-
scher Betreuung auch die
Möglichkeit zu geben, psy-
chologisch, seelsorgerisch o-
der einfach nur menschlich
begleitet zu werden. Diese
Sterbebegleitung geschieht
meist durch Ehrenamtliche,
Geistliche, Angehörige oder
Freundinnen und Freunde.

Auslöser der aktuellen Debat-
te ist das Bestreben, die or-
ganisierte Beihilfe zur Selbst-
tötung - etwa durch Sterbehil-
fevereine - zu verbieten. Dies
hat in den vergangenen Mo-
naten zu einer Fülle von Äu-
ßerungen aus Gesellschaft
und Politik geführt. Der Deut-
sche Bundestag will sich jetzt
mit dem Thema befassen und
hat das Verfahren der Grup-
penanträge gewählt. Hierzu
können sich Abgeordnete mit

Den Patientenwillen oder ei-
ne entsprechende Patienten-
verfügung vorausgesetzt, ist
sie straffrei und für Ärztinnen
und Ärzte ohne berufsrechtli-
che Konsequenzen.

Unter einem assistierten Sui-
zid oder der Beihilfe zur
Selbsttötung wird verstanden,
wenn sich die oder der Be-
troffene selbst tötet, zum Bei-
spiel mit Hilfe einer tödlichen
Arzneimitteldosis. Hierbei
wird aber – etwa bei der Be-
schaffung des Arzneimittels –
Hilfe eines Dritten in An-
spruch genommen. Der as-
sistierte Suizid ist straffrei.
Für Ärztinnen, Ärzte oder an-
dere Heilberufler kann er
aber – je nach der Berufsord-
nung ihrer regionalen Kam-
mer - zu Konsequenzen bis
hin zur Aberkennung der Zu-
lassung führen. Außerdem
sind zunehmend Einzelperso-
nen und Organisationen ak-
tiv, die eine solche Beihilfe
als Dienstleistung anbieten.
Häufig steht diese mit einer
letzten Reise in ein Land mit
liberalen Sterbehilfegesetzen
in Verbindung.

Als direkte oder aktive Ster-
behilfe wird die gezielte Her-
beiführung des Todes durch
eine andere Person bezeich-
net. Geschieht dies auf aus-
drücklichen Wunsch des
Schwerkranken, spricht man
von Tötung auf Verlangen.
Diese Form der Sterbehilfe ist
in Deutschland strafbar (§216
StGB). Ärztinnen und Ärzte
verlieren ihre Zulassung,
wenn sie es tun.
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ähnlichen Vorstellungen zu-
sammenschließen und ihre
Gruppenanträge zur Abstim-
mung stellen.

Bisher haben sich drei Grup-
pen gebildet und Vorschläge
zu Papier gebracht. Von wei-
teren Gruppen und Personen
gibt es öffentliche Erklärun-
gen oder Aussagen, aber
noch keine Anträge.

Allen Erklärungen ist gemein,
dass sie sich eine weitere
Stärkung der Palliativmedizin
und eine Stärkung der Hos-
pizbewegung vorgenommen
haben. Unstrittig ist auch,
dass es klare Regeln für das
Verhältnis zwischen den
Schwerkranken und ihren
Ärzten oder anderen Nahe-
stehenden geben muss. In al-
len anderen Fragen gehen
die Meinungen auseinander.

So gibt es prominente Stim-
men, die jedwede Beihilfe zur
Selbsttötung - also auch den
assistierten Suizid - ablehnen
und unter Strafe stellen wol-
len (z.B. Volker Kauder,
Franz Müntefering oder Her-
mann Gröhe). Auch die bei-
den großen Kirchen und die
Vertreter der organisierten
Ärzteschaft sind auf dieser Li-
nie. Einen konkreten Vor-
schlag oder eine organisierte
Gruppe im Parlament gibt es
aber noch nicht.

Dem gegenüber stehen nicht
minder prominente Stimmen,
die der Auffassung sind, dass
der Staat sich mit seinen Ge-
setzen aus einer solchen Ent-
scheidung herauszuhalten
habe. Sie fordern lediglich

Paragrafen zur Patientenver-
fügung schaffen. Damit sollen
Berufs- und Strafrecht die
Beihilfe zur Selbsttötung
gleich behandeln. Als Vo-
raussetzung für einen assis-
tieren Suizid nennen sie eine
unumkehrbar tödliche Erkran-
kung, die mit schweren Lei-
den verbunden ist. Ärztinnen
und Ärzte sollen nur dann
Beihilfe leisten, wenn es eine
umfassende psychologische
und palliativmedizinische Be-
ratung gegeben hat und
wenn eine psychische Er-
krankung ausgeschlossen
werden kann.

Ich erwarte im Rahmen der
Orientierungsdebatte und der
breiten Diskussion noch viele
Antworten auf zahlreiche of-
fene Fragen. Wo sind etwa
die Grenzen der Palliativme-
dizin? Wie weit kann und soll
sich der Staat in persönliche
Lebensentscheidungen ein-
mischen? Heißt die Men-
schenwürde zu achten, das
Leben zu achten oder den
Wunsch auf dessen Beendi-
gung zu achten?

Persönlich habe ich mich
noch nicht entschieden. Ich
bin aber der festen Überzeu-
gung, dass sich niemand das
Recht herausnehmen darf,
verbindlich für die gesamte
Gesellschaft „gutes Sterben“
zu definieren. Dies steht al-
lein den Schwerstkranken o-
der Sterbenden selbst zu. Die
Menschenwürde schützt den
Menschen eben auch davor,
zum Objekt der Menschen-
würdedefinitionen anderer zu
werden. Daran werde ich alle
Lösungsvorschläge messen.

klare Regeln für das Agieren
von gemeinnützigen Sterbe-
hilfevereinen zur Abgrenzung
und dem Verbot von gewerb-
licher Sterbehilfe. (z.B. Rena-
te Künast, Deutsche Gesell-
schaft für Humanes Sterben,
oder der verstorbene MDR-
Intendant Udo Reiter). Auch
hierzu gibt es noch keine Pa-
piere oder Anträge.

Konkrete Vorschläge gibt es
lediglich von drei Gruppen,
die sich alle für eine mehr o-
der weniger moderate Rege-
lung im Berufs-, Straf- und/
oder Zivilrecht einsetzen. Die
beiden Grünen Abgeordneten
Harald Terpe und Elisabeth
Scharfenberg haben vorge-
schlagen, Sterbehilfe als
Dienstleistung strafrechtlich
zu verbieten und ansonsten
die Beihilfe im „Nahbereich“
nicht zu regeln. Sie wollen
jegliche „Institutionalisierung“
der Sterbehilfe vermeiden.

Die SPD-Abgeordneten Eva
Högl und Kerstin Griese
schlagen vor, die organisierte
Förderung und Unterstützung
der Sterbehilfe im Strafge-
setzbuch zu verbieten. Die
berufsrechtlichen Fragen wol-
len sie den Kammern über-
lassen.

Überfraktionell ist bisher nur
der Vorschlag der Abgeord-
neten Peter Hintze, Carola
Reimann, Karl Lauterbach,
Dagmar Wöhrl, Burkard
Lischka und Katharina Rei-
che. Sie wollen die gewerbli-
che Sterbehilfe im Strafge-
setz verbieten und für den as-
sistierten Suizid zivilrechtliche
Regelungen in der Nähe der
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+++Auszug aus meinem Kalender+++

+++10.-14.11., 24.-28.11. &
1.-5.12.: Sitzungswochen des
Bundestags+++

+++18.11.:Tag der Kinder-
rechte im Steinbart-

Gymnsium zusammen mit
Unicef+++

+++20.11.: Vorlesetag in der
Mozartschule mit Ratsfrau
Susanne Zander+++

+++Neujahrsempfang des
evangelischen Kirchenkreises
Duisburg +++.

+++Weitere Informationen auf
www.baerbelbas.de+++

Neues aus Duisburg

Bei meiner Duisburger Impul-
se-Veranstaltung „Ein biss-
chen Frieden?“ habe ich am
28. Oktober mit dem stellv.
SPD-Fraktionsvorsitzenden
Dr. Rolf Mützenich, meinem
Bundestagskollegen Mahmut

Duisburger Impulse: Rolf Mützenich kam, Carsten Schneider kommt

Özdemir sowie Hans Pflug
über die Krisenherde dieser
Welt und die Außenpolitik der
SPD-Bundestagsfraktion dis-
kutiert. Rund 45 Teilnehme-
rinnen und Teilnehmer haben
im Steinhof für eine spannen-
de Diskussion gesorgt. Son-
derlob gab es für Rolf Müt-
zenich am Tag danach über
Facebook, ein Teilnehmer
schickte ihm die Nachricht:
„Ich hätte Ihnen noch 3 Stun-
den zuhören können“. Das
kann ich gut verstehen.

Am morgigen Samstag gehen
die Duisburger Impulse in die
nächste Runde: Der politische
Frühschoppen „Stabile Finan-
zen, handlungsfähiger Staat“
beginnt um 10.30 Uhr im A-
WO-Seniorenzentrum Lene
Reklat in Rheinhausen. Als

Gastreferent kommt Carsten
Schneider, der stellv. SPD-
Fraktionsvorsitzende für Haus-
halt und Finanzen. Alle Inte-
ressierten sind auch kurzfristig
herzlich eingeladen, wir wollen
schließlich mit den Menschen
ins Gespräch kommen. Wei-
tere Informationen auf
www.baerbelbas.de.

Bund unterstützt Stadtmauer-Restaurierung

Bei meinem Besuch der integ-
rativen Lebenshilfe-Kita „ Die
Waldwichtel“ in Buchholz durf-
te ich kräftig mitanpacken.

Kultur und Medien, Monika
Grütters, angeschrieben und
um Unterstützung der Stadt
bei der Restaurierung der
Stadtmauer gebeten. Am Mitt-
woch hat der Haushaltsaus-
schuss des Deutschen Bun-
destages die Gelder freigege-
ben. In diesem Jahr wurden
156 Projektanträge zur Förde-
rung ausgewählt. Insgesamt
hatten sich 396 Projekte be-
worben.

Die Stadt Duisburg bekommt
50.000 Euro aus dem Denk-
malschutz-Sonderprogramm
V des Bundes für die Restau-
rierung der Stadtmauer. Der
Einsatz von Mahmut Özdemir
und mir hat sich gelohnt. Ob-
wohl das Programm fast drei-
fach überzeichnet war, konn-
ten wir die Stadtmauer auf die
Förderliste bekommen.
Wir hatten am 19. August
2014 die Staatsministerin für
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Bis zum nächsten Mal, ich
freu mich drauf, Bärbel Bas

Offiziell gibt‘s diese Zahl na-
türlich nicht, aber Sie können
es ruhig wissen: Mit 127,5
Stunden „Dienst im Plenum“
in diesem Jahr (Stand: Frei-
tagmorgen) führe ich unsere
SPD-interne Tabelle der Par-
lamentarischen Geschäfts-
führerinnen (PGF) an. Fleiß-
kärtchen gibt‘s leider keine
dafür. Hauptsache niemand
nennt mich Streberin.

Wenn ich Dienst im Plenum
habe, bin ich u.a. für die Prä-
senz verantwortlich. Bei der
Debatte zum Stand der Deut-
schen Einheit vor ein paar
Wochen waren Thomas Op-
permann und ich mehr oder

Mein Tagebuch

Neues am Ende

weniger allein im Plenum. Da
könnte ich mir nicht verknei-
fen, über den sog. Fraktions-
ruf in allen SPD-Büros ansa-
gen zu lassen: „Wenn die Os-
sis nicht kommen, geht das
ganze Geld ins Ruhrgebiet.“
Fanden eigentlich alle ganz
lustig…und recht hatte ich ja
sowieso.

Mit stadtpanorama-TV habe
ich ein 5-Minuten-Interview
geführt. Wer mehr wissen will
über meine Arbeit in Berlin
und Duisburg oder meinen
Anspruch auf maximale
Transparenz als „Gläserne
Abgeordnete“, findet das Vi-
deo auf www.baerbelbas.de

Besuch aus Duisburg: Vom 8. bis 11. Oktober hatte ich eine 50-köpfige Besuchergruppe aus
meinem Wahlkreis zu Gast in Berlin. Die Gruppe war bunt-gemischt: der Bürgerverein Neudorf
waren ebenso vertreten wie ehrenamtliche MitarbeiterInnen der Telefonseelsorge oder des A-
WO-Seniorenzentrums Karl-Jarres-Straße. Auf dem Programm standen u.a. das Reichstagsge-
bäude, das Bundesfamilienministerium, die Forschungs- und Gedenkstätte Normannenstrasse
sowie die Bundeskanzler-Willy-Brandt-Stiftung.


